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Schiedsrichter statt Gericht
Um den Wert eines Flurschadens, Notwegs oder Wohnrechts klären zu lassen, 
muss man nicht vor Gericht ziehen. Beauftragen Sie den Gutachter schon vorher.

Im täglichen Leben geraten Land-
wirte immer wieder in einen 
Streit mit Nachbarn, Berufskol-

legen oder Geschä� spartnern. Wenn 
man beispielsweise einen Schaden 
verursacht hat, eine gemeinsam ge-
nutzte Maschine übernehmen soll 
oder ein Notweg benutzt werden 
muss, treten schnell Meinungsver-
schieden bezüglich der � nanziellen 
Bewertung auf. In vielen Fällen ist 
nicht der Anspruch an sich zweifel-
ha� , sondern nur die Höhe.

Solche Streitigkeiten werden heute 

Gegenstand und Zweck
 Bestimmung der von Landwirt AA 

in Anspruch zu nehmenden Flächen 
zur Erreichung seines Grundstücks 
und Ermittlung einer Notwegerente.

Schiedsgutachtervereinbarung
Landwirt AA und Landwirt BB er-

klären hiermit, sich dem Schieds-
gutachten des Sachverständigen 
............................... zu unterwerfen.

Ablehnung des Gutachters
 Bei Inkompetenz oder Parteilich-

keit. Die Ablehnung hat spätestens 
unmittelbar nach dem Ortstermin 
stattzufi nden. Die Ablehnung bedarf 
keiner besonderen Form.

Unterstützung des Gutachters 
Die beteiligten Parteien verpfl ich-

ten sich, den Schiedsgutachter bei 
seiner Tätigkeit zu unterstützen und 
alle relevanten Unterlagen zur Ver-
fügung zu stellen.

Weiterverwendung Gutachten
Die beteiligten Parteien verpfl ich-

ten sich, das Schiedsgutachten le-
diglich bezüglich des vereinbarten 
Gegenstands und Zwecks zu nut-
zen. Das Copyright des Sachver-
ständigen ist zu beachten.

Vergütung des Gutachters
Die Vergütung erfolgt entspre-

chend dem aktuellen Justiz-, Ver-
gütungs- und Entschädigungsge-
setz (JVEG). Die Kosten werden wie 
folgt aufgeteilt:

 ● Landwirt AA: ....... %, 
 ● Landwirt BB: ....... %. 

Fertigstellungstermin
1. 1. 20...

Kündigung des Vertrags
Die Kündigung muss von Land-

wirt AA und Landwirt BB gemeinsam 
ausgesprochen werden und bedarf 
der Schriftform. Der Schiedsgut-
achter hat Anspruch auf die bis-
lang getätigten Aufwendungen, es 
sei denn, der Kündigungsgrund wur-
de von ihm selbst verschuldet. Der 
Schiedsgutachter hat die Möglich-
keit zur Kündigung, wenn im die 
dargestellte Unterstützung versagt 
wird, er Beschimpfungen oder Be-
drohungen ausgesetzt wurde oder 
festgestellt wird, dass er außerhalb 
seines Sachgebiets bewerten soll. 

Unterschriften mit Datum
Landwirt AA,
Landwirt BB,
Schiedsgutachter

Muster einer Schiedsgutachterabrede

o�  vor einem Gericht ausgetragen. 
Die Ermittlung des strittigen Wertes 
wird in der Regel jedoch nicht vom 
Gericht selbst durchgeführt, son-
dern an einen Gutachter übertragen. 
Dessen Gutachten bildet dann die 
Grundlage für das gerichtliche Urteil. 

Da stellt sich natürlich die Fra-
ge: Warum beau� ragen die Parteien 
nicht gleich einen Gutachter und spa-
ren sich die Gerichtskosten?

Diese Möglichkeit besteht tatsäch-
lich. Außer dem Gang vors Gericht 
bestehen im Streitfall für die Betrof-

fenen zwei weitere Möglichkeiten. Sie 
haben die Wahl, dass entweder

 ●  eine Schiedsgutachterabrede ver-
einbart wird, die im Sinne des § 317 
BGB ! . statt� ndet oder

 ● ein Schiedsrichterverfahren im 
Sinne der Zivilen Prozessordnung 
(ZPO) angestrebt wird.

Gemeinsame Abrede  
über ein Gutachten

Die Schiedsgutachtenabrede ist 
eine formfreie, verbindliche Unter-
werfung der beteiligten, strittigen 
Parteien im Hinblick auf eine Sach-
verständigenbewertung ohne pro-
zessrechtliche Funktionen. Ein typi-
sches Beispiel aus der Landwirtscha�  
ist das Überfahrtrecht.

1Beispiel zu einem
Überfahrtrecht

Landwirt AA muss das Grundstück 
des Landwirts BB zur Überfahrt nut-
zen, um zu seinem eigenen Grund-
stück zu gelangen. Weil Landwirt AA 
mit Hinweis auf §917 BGB ohne das 
private Grundstück des Landwirt BB 
nicht auf sein Grundstück kommt, 
muss dieser ihm das Überfahrtrecht 
zugestehen, wofür Landwirt BB eine 
Notwegerente von Landwirt AA er-
hält. Beide einigen sich nun in ei-
nem formfreien Grundvertrag sich 
einem Sachverständigengutachten 
zu unterwerfen. Ein Beispiel für eine 
solchen Vertrag, aus dem auch die 
wichtigsten Inhalte hervorgehen, ist 
nebenstehend abgebildet. Wie bei der 
Berechnung einer solchen Notwege-
rente vorzugehen ist, wird im oben-
stehenden Kasten erläutert.

2Beispiel für eine 
Überbaurente

Ähnliches gilt für Streitigkeiten im 
Zusammenhang mit einem Überbau.

Beispiel: Landwirt AA ist Eigen-
tümer eines Gewölbekellers, der vor 
vielen Generationen auf das Grund-
stück von Landwirt BB überbaut wur-
de. Aufgabe des Sachverständigen, 
unabhängig ob von Gericht oder in 
Schiedsgutachterabrede beau� ragt, 
ist festzustellen wie viel Fläche zu 
welchem Zeitpunkt überbaut wurde. 
Der Errichtungszeitpunkt ist maß-
geblich zur Ermittlung von Liegen-
scha� szinssatz und Bodenrichtwert.

Bei einem Gewölbekeller, der vor 
mehreren hundert Jahren errichtet 
wurde und einer überbauten Flä-
che von 10 m² ergibt das insbeson-
dere in kleinen Ortsgemeinden mit 
niedrigem Bodenrichtwert eine mo-
natliche Überbaurente von maximal 
1,- €. Wenn den prozessual streiten-
den Parteien zuvor dargestellt wür-
de, dass allein die Ermittlung des Bo-
denwerts zum Errichtungszeitpunkt 
durchaus mehr als 10 000 € kosten 
kann, wird eine außergerichtliche 
Lösung erstrebenswert, insbesondere 
unter dem Aspekt, dass der Schieds-
gutachter, der keine prozessrechtli-
che Funktion hat, üblicherweise den 
Beteiligten alle Zusammenhänge und 
Bewertungsgrundlagen im Detail er-
läutern darf und auch sollte.  

Im obenstehenden Kasten auf  der 
nächsten Seite wird eine Möglichkeit 
zur Ermittlung einer Überbaurente 
dargestellt.

3Anforderungen an ein 
Schiedsgutachten

Ein Schiedsgutachten muss o! en-
bare Unrichtigkeit und Unbilligkeit, 
ebenso wie Verfahrensmängel aus-
schließen, hier gilt im übrigen § 319 
BGB. Eine o! enbare Unrichtigkeit 

Ermittlung einer 
Notwegerente

Berechnungsgrundlagen
Größe belastete Fläche  100 m²
Bodenwert  20 €/m²;
Liegenschaftszinssatz  5,5 %
Zeitrentenbarwertfaktor1)  19,18

Berechnung
 ● Bodenwert

100 m2 x 20 €/m2 =  2000 €
 ● Jährliche Notwegerente
2000 € : 19,18 = 104 €

1) Formel
Die Formel zur Ermittlung des 
Zeitrentenbarwertfaktors lautet:

Faktor =1 + (qn-1) / qn(q-1)

mit q = 1 + p/100, hier 1,055, 
da p = 5,5%;

n = Restnutzungsdauer = un-
endlich, einzusetzender Wert: 
200 (Jahre)

Einen Schiedsrichter bestellen: Viele Streitigkeiten könnten allein 
durch Gutachten – ohne Gerichtskosten – entschieden werden.
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Gegenstand und Zweck
Bestimmung der vorhandenen 

Vermögenswerte und Wertermitt-
lung des Wohnrechtsanspruchs.

Schiedsrichtervereinbarung
Die Erbnehmer erklären, sich 

hiermit dem Schiedsrichterlichen 
Verfahren entsprechend dem 10. 
Buch der ZPO zu unterwerfen.

Schiedsrichter ist

.....................................................

Vergütung
Die Vergütung erfolgt entspre-

chend dem aktuellen Justiz-, Ver-
gütungs- und Entschädigungsge-
setz (JVEG). Die Kosten werden wie 
folgt aufgeteilt

.....................................................

.....................................................

.....................................................

Fertigstellungstermin

1. 1. 20....

Unterschriften mit Datum:

.....................................................

.....................................................

Muster für SchiedsrichtervereinbarungErmittlung einer 
Überbaurente

Berechnungsgrundlagen
 ● Die mit dem Überbau belastete 

Grundstücksteilfl äche ist 10 m².
 ● Der Bodenwert zum Errich-

tungszeitpunkt betrug 10 €/m². 
 ● Der Liegenschaftszinssatz zum 

Errichtungszeitpunkt betrug 6 %.

Berechnung: 
 ● Jährlicher Nutzungsverlust der 

überbauten Grundstücksteilfl ä-
che:
10 m² x 10 €/m² x 0,06 = 6  €

Jährliche Überbaurente:  6,00 €

oder ein Verfahrensmangel liegen 
vor,

 ● wenn ein Fehler selbst von einem 
Laien als solcher erkannt wird, 

 ● bei einem Überschreiten der Auf-
gabe, 

 ● die Überprü# arkeit im Hinblick 
auf wesentliche Bewertungsmerk-
male nicht gegeben ist, 

 ● wenn unbrauchbare Methoden ge-
nutzt wurden oder 

 ● bei Besorgnis der Befangenheit.
Schiedsgutachter ha$ en für ihre 

Gutachten bei grober Fahrlässigkeit 
und Vorsatz.

Das Verfahren mit
einem Schiedsrichter

Das Schiedsrichterverfahren ist der 
privaten Gerichtsbarkeit zuzuord-
nen und nicht formfrei. Anstelle des 
staatlichen Gerichts wird ein priva-
ter Schiedsrichter beau$ ragt, der au-
ßergerichtlich und verbindlich pro-
zessrechtlich entscheidet. Geregelt ist 
das Verfahren im 10. Buch der Zivi-
len Prozessordnung (ZPO).

Bei einer Schiedsgutachterabrede, 
die zur Beendigung eines Streits ge-
tro& en wird, ist der anschließende 
Weg zu einer ordentlichen Gerichts-
barkeit o& en gelassen. Anders ist das 
bei einem Schiedsrichterverfahren. 
Dieses endet mit dem rechtlich ver-
bindlichen Schiedsspruch. Die Ver-
bindlichkeit der Entscheidung ist 
daher das wesentliche Unterschei-
dungskriterium zwischen den Ver-
trägen zur „Schiedsgutachterabrede“ 
und „Schiedsrichtervereinbarung“.

Beispiel: Der verstorbene Eigentü-
mer eines Hofs hinterlässt den gesam-
ten Besitz einer Erbengemeinscha$  
mit unterschiedlichen Vorstellungen 
und Wünschen. Einem Erbnehmer 
ist ein Wohnrecht im Grundbuch 
dinglich zugesichert. Ein anderer 
Erbnehmer als der Wohnrechtsinha-
ber ist an der Übernahme des Hofes 
interessiert, möchte das Wohnrecht 
im Einvernehmen mit dem Berech-
tigten au* eben und diesen sowie die 
anderen beteiligten Erbnehmer aus-
bezahlen. Eine gerichtliche Entschei-
dung soll ausgeschlossen werden.

Die Erbengemeinscha$  könnte 
hier nun einen Sachverständigen be-
au$ ragen, der alle Vermögenswerte 
und den Wert des Wohnrechts ermit-
teln soll. Dazu wir eine Schiedsrich-
tervereinbarung geschlossen, die als 
Muster nebenstehend abgebildet ist.

Achtung: Der Schiedsspruch ent-
faltet die Wirkung eines gerichtlichen 
Urteils. Aus dem Schiedsspruch kann 
nach Erklärung der Vollstreckbarkeit 
die Zwangsvollstreckung betrieben 
werden (7.  Au/ age „Verkehrswert-
ermittlung von Grundstücken“ von 
Kleiber).

Manchmal geht es 
auch einfacher

Der Aufwand für eine Schiedsgut-
achterabrede oder Schiedsrichter-
vereinbarung ist aber nicht immer 
notwendig. Der Wert eines dinglich 

gesicherten Wohnrechts lässt sich 
beispielsweise wie folgt ermitteln: 

Beispiel: Der Berechtigte ist 65 
Jahre alt und ist nicht an den Kos-
ten für die Wohnung beteiligt. Die 
jährlich nachhaltig erzielbare Net-
tokaltmiete für die Wohnung ist 
4800 €. Der Liegenscha$ szinssatz ist 
5 %. Der Leibrentenbarwertfaktor 
für einen 65-jährigen Mann (5 %) 
bei nachschüssig zahlbarer Rente 
nach der Sterbetafel 2001/2003 ist 
10,418 (der Leibrentenbarwertfak-
tor wird in einschlägigen Internet-
seiten ausgewiesen oder berechnet).

Berechnung: Wert des Wohnrechts
4800 € x 10,418 = gerundet 50 000 €

Noch ein Hinweis zur Ha$ ung des 
Schiedsrichters: Der Schiedsrich-
ter ha$ et bei seiner Spruchtätigkeit 
nicht für Fahrlässigkeit (dazu das 
BGH-Urteil vom 19. 11. 1964 – VII 
ZR 8/63 und andere).

Fazit: Schiedsgutachterabreden 
werden aus dem Bestreben streiten-
der Parteien geschlossen, kostspielige 
und langwierige prozessuale Ausein-
andersetzungen über den streitigen 
Gegenstand zu vermeiden und sich 
dem fachlichen Urteil des Sachver-
ständigen zu unterwerfen.

 Streitende Parteien können sich 
durch eine Schiedsvereinbarung da-
rauf einigen, alle oder einzelne Strei-
tigkeiten, die zwischen ihnen in 

Bezug auf ein bestimmtes Rechts-
verhältnis vertraglicher oder nicht-
vertraglicher Art entstanden sind 
oder kün$ ig entstehen, der Entschei-
dung durch ein Schiedsgericht zu un-
terwerfen. Im Allgemeinen werden 
häu? ger Juristen und nur gelegent-
lich Sachverständige zu Schiedsrich-
tern bestellt.

Wesentliche Literatur bezüglich 
der allgemeinen und rechtlichen 
Darstellung ist die 7. Au/ age „Ver-
kehrswertermittlung von Grundstü-
cken“ von Kleiber, erschienen 2014 
im Bundesanzeiger Verlag.   

Jens-Peter Paulsen
Sachverständiger

Stühlingen

Stromversorger ha� et nicht für Überspannung

E in Stromversorger ha$ et nicht für 
einen Überspannungsschaden 

des Kunden, weil er erdverlegte Kabel 
in dem von ihm betriebenen Strom-
netz nicht in regelmäßigen Zeitab-
ständen gewartet und kontrolliert 
hat. Das hat das Oberlandesgericht 
Hamm mit Beschluss vom 8. 5. 2013 
entschieden und damit die erstins-
tanzliche Entscheidung des Landge-
richts Bielefeld bestätigt. (Az. 11 U 
145/12).

Der Fall: Infolge einer Stromver-
sorgungsstörung erlitten die Klä-
ger am 22. 9. 2011 einen Überspan-
nungsschaden, dessen Regulierung 
sie von der Beklagten verlangt ha-
ben. Vor etwa 20 Jahren war ein auf 
dem Grundstück der Kläger verleg-
tes Niederspannungskabel der Be-
klagten unbemerkt beschädigt wor-
den. Bedingt hierdurch kam es am 
Schadenstag zu einer „Nullleiterun-
terbrechung“, die den Schaden im 
Zusammentre& en mit einem Kurz-
schluss auslöste. 

Ihr Begehren auf Ersatz von Re-
paraturkosten in Höhe von 4500 € 
haben die Kläger damit begründet, 
dass die Beklagte das von ihr betrie-
bene Stromnetz unzureichend kon-
trolliert und gewartet habe. Nach 
der Entscheidung des Oberlandes-

gerichts Hamm kann der Beklagten 
keine für den Schaden der Kläger ver-
antwortliche P/ ichtverletzung vorge-
worfen werden.

Nach § 11 Energiewirtscha$ sge-
setz sei ein Betreiber von Energie-
versorgungsnetzen zwar verp/ ich-
tet das Netz sicher zu betreiben und 
zu warten. Die P/ icht bestehe aber 
nur, soweit dies wirtscha$ lich zu-
mutbar sei. Die Norm verlange vom 
Betreiber keine nicht anlassbezoge-
nen, regelmäßigen generellen Kon-
trollen der erdverlegten Stromka-

bel. Ein Freilegen der Kabel zum 
Zwecke ihrer Kontrolle sei wirt-
scha$ lich nicht zumutbar, das gelte 
ebenfalls für eine Kontrolle mittels 
Isolationsmessungen. 

Die Beklagte ha$ e im vorliegen-
den Fall auch nicht, weil sie es ver-
säumt habe, die Kläger auf die Gefah-
renlage hinzuweisen. Die Annahme 
einer derartigen Au@ lärungsp/ icht 
sei zu weitreichend, weil sie von den 
beim jeweiligen Kunden vorhande-
nen technischen Geräten abhänge.

DASV

Überspannung: Der 
Stromversorger muss 
seine Leitungen nur 
begrenzt kontrollieren.


